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A. Bericht des Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg) 


Die in der Drucksache 7/1472 enthaltene Mittei- 
lung der Kommission über die weitere Entwicklung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik wurde mit Schrei- 
ben des Präsidenten vom 23. Januar 1974 dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen zur Beratung überwiesen, der die Vorlage 
in seiner Sitzung am 16. April 1975 behandelt hat. 

Die Fortschritte bei der Entwicklung eines ge- 
meinsamen Verkehrsmarktes und einer gemeinsa- 
men Verkehrsinfrastruktur innerhalb der Europä- 
ischen Gemeinschaft, die unabdingbare Bestandteile 
einer Wirtschaftsgemeinschaft sind, waren in den 
vergangenen Jahren unbefriedigend. Nach wie vor 
sind Wettbewerbsverzerrungen und Verkehrsbe- 
sdiränkungen mannigfaltiger Art vorhanden. Dem 
Rat liegen zahlreiche Entwürfe der Kommission für 
Verordnungen und Richtlinien zur Weiterentwick- 
lung einer gemeinsamen Verkehrspolitik vor, die 
aber nicht behandelt werden, weil nationale Inter- 
essen in den Vordergrund gestellt werden. Bei die- 
ser Sachlage sah sich die Kommission veranlaßt, 
durch die Entwicklung allgemeiner Grundsätze für 
eine gemeinsame Verkehrspolitik einen neuen An- 
stoß für die notwendigen Sachentscheidungen zu 
geben. Zu diesen Grundsätzen der Kommission, die 
in Drucksache 7/1472 enthalten sind, hat das Euro- 
päische Parlament am 25. September 1974 eine nahe- 
zu einmütig angenommene Entschließung verab- 
schiedet, die die allgemeinen Grundsätze der Kom- 
mission weiter entwickelt und vor allen Dingen 
näher konkretisiert. Der Entschließungstext ist die- 
sem Bericht als Anlage beigefügt. Für eine erste 
Stufe, die bis 1976 laufen soll, werden vom Rat 
konkrete Entscheidungen u. a. über folgende be- 
sonders wichtige Fragenbereiche gefordert: Fest- 
setzung der Abmessungen und Gewichte für Last- 


kraftwagen, einheitliche technische Überwachung 
von Kraftfahrzeugen, erste Schritte zur Harmoni- 
sierung der Kraftfahrzeugsteuern, Stillegungsord- 
nung für Binnen-Schiffe. In einer zweiten Stufe 
sollen in einem Zeitraum von 1977 bis 1983 u. a. 
folgende Fragenbereiche in Angriff genommen wer- 
den: Preisregelung im Güterverkehr, Kapazitäts- 
kontrolle im Straßenverkehr, gemeinsames Ent- 
scheidungsverfahren bei Investitionen in der Ver- 
kehrsinfrastruktur. Das Europäische Parlament hat 
neben dieser Entschließung auch im einzelnen zu 
der Mitteilung der Kommission Stellung genommen, 
jedoch sind die wesentlichen Grundgedanken be- 
reits in der Entschließung voll enthalten. Der ge- 
samte Bericht einschließlich Entschließung ist den 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages Ende No- 
vember 1974 zugestellt worden. 

Der Verkehrsausschuß hat sowohl von der Mit- 
teilung der Kommission über die Grundsätze einer 
gemeinsamen Verkehrspolitik wie auch von der Ent- 
schließung des Europäischen Parlaments hierzu mit 
Zustimmung und Befriedigung Kenntnis genommen. 
Er billigt insbesondere die Entschließung des Euro- 
päischen Parlaments (Anlage), weil sie die Grund- 
sätze der Kommission in sinnvoller Weise weiter 
entwickelt und konkretisiert. Es muß erwartet wer- 
den, daß der Rat auf dieser Grundlage nunmehr be- 
schleunigt über die notwendigen Einzelmaßnahmen 
berät und hierzu innerhalb angemessener Zeit die 
Entscheidungen trifft. 

Der Ausschuß schlägt daher vor, daß der Deutsche 
Bundestag die Mitteilung der Kommission sowie 
die Entschließung des Europäischen Parlaments in 
ihren Leitgedanken billigt und zugleich die Bundes- 
regierung ersucht, im Rahmen der Gemeinschaft auf 
eine zügige Beratung und Entscheidung hinzuwirken. 


Bonn, den 16. April 1975 


Mursdi (Soltau-Harburg) 

Berichterstatter 
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Anlage 


Entschließung 

des Europäischen Parlaments vom 25. September 1974 
über die Grundsätze der gemeinsamen Verkehrspolitik 


Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an 
den Rat über die weitere Entwicklung der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik ^), 

— vom Rat konsultiert (Dok. 226/73), 

— in Kenntnis des Berichts seines Ausschusses für 
Regionalpolitik und Verkehr (Dok. 215/74), 

— in dem Bemühen um eine Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft zu einer Währungs- und Wirt- 
schaftsunion, 

— aufgrund der unabweisbaren Tatsache, daß eine 
solche Weiterentwicklung ohne Einführung einer 
gemeinsamen Verkehrspolitik nicht möglich ist, 

— in der Erkenntnis, daß die bisherigen gering- 
fügigen Schritte der Gemeinschaften auf diesem 
Gebiet bei weitem nicht ausreidien, um auf dem 
Verkehrsgebiet die notwendigen Voraussetzun- 
gen für eine wirkliche Wirtschaftsgemeinschaft 
zu schaffen, 

— in der Erkenntnis, daß schon jetzt durch das Feh- 
len der gemeinsamen Verkehrspolitik wirtschaft- 
liche Entscheidungen laufend zu Fehlleitungen 
von Kapital und Arbeit, zu falscher Regionalver- 
teilung der wirtschaftlichen Aktivitäten und zu 
Strukturverzerrungen der europäischen Wirt- 
schaft führen, da nach Beseitigung der Zoll- 
mauern die Transportkosten für den internatio- 
nalen Austausch eine ähnliche Rolle spielen wie 
vorher die Zölle, 

— in der Erkenntnis, daß der Öffentlichkeit und den 
betroffenen Wirtschaftskreisen das Vertrauen in 
das Zustandekommen einer gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik, das durch die Entwicklung der seit 
der Gründung der Gemeinschaft vergangenen 
Jahre stark erschüttert ist, wiedergegeben wer- 
den muß; 

1. fordert die unverzügliche Einführung einer zu- 
sammenhängenden gemeinsamen Verkehrspoli- 
tik für Eisenbahn, Binnenschiffahrt und Straßen- 
verkehr; 

2. fordert, daß der Ministerrat unverzüglich Ar- 
tikel 84 Absatz 2 des EWG-Vertrags anwendet, 
um auch Seeschiffahrt und Luftverkehr soweit 
wie notwendig in diese zusammenhängende ge- 
meinsame Verkehrspolitik einzubeziehen, da 
mindestens seit der Erweiterung der Gemein- 
schaft um Dänemark, Irland und das Vereinigte 
Königreich eine gemeinsame Verkehrspolitik 


^) KOM (73) 1725 endg. vom 24. Oktober 1973. 


sonst Stückwerk bleiben muß, fordert außerdem, 
daß eine gemeinsame Seehafenpolitik entwik- 
kelt wird; 

3. begrüßt, daß die Kommission mit ihrer Mittei- 
lung vom 24. Oktober 1973 eine umfassende 
Konzeption für die gemeinsame Verkehrspoli- 
tik vorgelegt hat, und billigt deren Grundhal- 
tung; 

4. ersucht die Kommission, ihre „Mitteilung" im 
Sinne der nachstehenden Stellungnahme, die 
Gegenstand dieser Entschließung ist, zu ergän- 
zen; 

5. ersucht die Kommission ferner, dem Rat auf der 
Grundlage der zu ergänzenden „Mitteilung" 
einen Entwurf für einen Beschluß vorzulegen, 
der diesem die Möglichkeit gibt, die Prinzipien 
der „Mitteilung" grundsätzlich zu billigen, ohne 
in eine Diskussion aller Details einzutreten; 

6. fordert den Rat auf, durch die Annahme des 
vorstehend genannten Beschlusses das Ver- 
trauen der Öffentlichkeit und der Betroffenen 
in das Zustandekommen einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik wiederherzustellen; 

7. fordert ferner, daß die Kommission unverzüg- 
lich dem Rat Überlegungen für eine Gesamtbe- 
ratung und Verabschiedung der im Zeitplan der 
Mitteilung vorgesehenen Maßnahmen der er- 
sten Phase (bis 1976) vorlegt und daß der 
Ministerrat nach Konsultation des Parlaments 
über diejenigen Einzelheiten, zu denen das Par- 
lament noch nicht Stellung genommen hat, zu 
einer Tagung von ausreichender Dauer Zusam- 
mentritt, in deren Verlauf er über die Vor- 
schläge entscheidet; 

8. fordert die Kommission auf, bei ihren weiteren 
Vorschlägen an den Rat die folgenden Prinzi- 
pien und Verfahren zu berücksichtigen: 

7. Zweistufenplan für eine Einführung eines ge- 
meinsamen Verkehr ssystems 

a) Die in der Kommissions-Mitteilung vorge- 
sehene Übergangsperiode für die Einführung 
des gemeinsamen Verkehrssystems findet in 
zwei Phasen statt. Die erste Phase erstreckt 
sich auf die Jahre 1974 bis 1976 (siehe Ab- 
schnitt IV), die zweite Phase beginnt 1977 
und geht 1983 zu Ende oder früher, wenn 
die endgültige Einführung der Währungs- 
und Wirtschaftsunion früher erfolgt. 
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b) Die Maßnahmen für die erste Phase sollten 
vom Rat auf einer seiner nächsten Tagun- 
gen (vor Mitte 1975) angenommen werden, 
wobei sicherzustellen ist, daß alle notwen- 
digen Rechtsakte vor dem 31. Dezember 
1976 in Kraft treten. 

c) Für die zweite Phase sollte auf der gleichen 
Tagung des Ministerrates ein Zielkatalog 
aufgestellt werden, der den angestrebten 
Endzustand der gemeinsamen Verkehrspoli- 
tik im Augenblick des Inkrafttretens der 
Währungs- und Wirtschaftsunion in ausrei- 
chendem Maße verbindlich umschreibt, so 
daß sich die betroffenen Kreise darauf ein- 
stellen können. 

d) Ein Aktionsprogramm für die Zeit der zwei- 
ten Phase wird so rechtzeitig vor Ende 1975 
von der Kommission vorgelegt und vor Ende 

1976 vom Rat beschlossen, daß die für die 
zweite Phase vorgesehenen Maßnahmen ab 

1977 Zug um Zug beschlossen werden und 
in Kraft treten können. 

11. Grundprinzipien der gemeinsamen Verkehrs- 
politik 

Die Maßnahmen, die während der beiden Ein- 
führungsphasen getroffen werden, und die künf- 
tige gemeinsame Verkehrspolitik nach Errich- 
tung des gemeinsamen Verkehrsmarktes, müs- 
sen von folgenden Grundprinzipien gekenn- 
zeichnet sein: 

a) Die Verkehrspolitik muß systemkonform — 
unter selbstverständlicher Berücksichtigung 
der Besonderheiten dieses Sektors — in die 
allgemeine wirtschafts- und sozialpolitische 
Konzeption der Gemeinschaft eingebaut wer- 
den. 

b) Die Verkehrspolitik muß zur Schaffung der 
Voraussetzungen für Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion beitragen durch Herstellung ei- 
ner möglichst großen Freizügigkeit für den 
Austausch von Personen, Gütern und Nach- 
richten (Errichtung eines gemeinsamen Ver- 
kehrsmarktes) . 

c) Die Verkehrspolitik muß auf die Erreichung 
der Ziele der gemeinsamen Regionalpolitik 
ausgerichtet sein. 

d) Die Verkehrspolitik muß den Verkehrs- 
markt, d. h. den Markt für Beförderungslei- 
stungen der verschiedenen Verkehrsarten, 
als eine Einheit betrachten und die euro- 
päischen Verkehrswege als ein einheitliches 
zusammenhängendes Netz mit ausreichender 
Verkehrsinfrastruktur für alle Räume der 
Gemeinschaft gestalten. 

e) Der Wettbewerb zwischen den Verkehrsar- 
ten und innerhalb jeder Verkehrsart zwi- 
schen den einzelnen Unternehmen soll der 
Motor des Fortschritts sein und nötigen- 
falls durch regelnde Eingriffe der Verkehrs- 
politik, die die Kapazität und die Preise 
betreffen, vor Auswüchsen bewahrt werden. 


f) In diesem von der Verkehrspolitik gesetzten 
Rahmen sollen die Verkehrsnutzer durch 
freie Wahl des Verkehrsmittels im Wettbe- 
werb entscheiden. 

g) Damit die freie Wahl des Verkehrsnutzers 
zu gesamtwirtschaftlich vorteilhaften Ergeb- 
nissen führt, ist die Beseitigung aller künst- 
lichen Kostenverzerrungen zwischen Unter- 
nehmen verschiedener Verkehrsarten und 
verschiedener Länder notwendig, weshalb 
insbesondere die sozialen, technischen und 
steuerlichen Vorschriften von diskriminie- 
renden Elementen befreit werden müssen. 

h) Die Verkehrsunternehmen müssen ihre vol- 
len gesamtwirtschaftlichen Kosten erwirt- 
schaften (Rentabilitätsprinzip), und alle Ent- 
scheidungen über Investitionen der öffent- 
lichen Hand zugunsten des Verkehrssektors 
müssen mit dem Maßstab der gesamtwirt- 
schaftlichen Rentabilität gemessen werden. 
Abweichungen von diesem Prinzip aus so- 
zialpolitischen, regionalpolitischen und ande- 
ren übergeordneten Gründen werden nötig 
sein. Sie sind mit Vorschlägen über ihre 
Finanzierung aus öffentlichen Mitteln zu 
verbinden. Eventuell betroffene Verkehrs- 
unternehmen sind zu entschädigen. 

UL Errichtung eines gemeinsamen Verkehrs- 
marktes 

Mit dem Ablauf der zweiten Phase muß ein ge- 
meinsamer Verkehrsmarkt bestehen, der durch 
folgende Eigenschaften gekennzeichnet sein 
wird: 

a) Für die Verkehrsunternehmen besteht Nie- 
derlassungsfreiheit im ganzen Bereich der 
Gemeinschaft. Wo eine Begrenzung der Zu- 
lassung zum Markt durch Kontingentierung 
oder subjektive Zulassungskriterien besteht, 
ist diese Begrenzung nach gemeinsamen 
Grundsätzen zu gestalten und müssen Bür- 
ger aller Mitgliedstaaten gleichen Zugang 
zum Markt erhalten. 

b) Für die Transportarbeiter besteht vollkom- 
mene Freizügigkeit. Wo für die Ausübung 
eines Transportarbeiterberufs Prüfungen 
oder Diplome notwendig sind, sind diese 
nach gleichen Grundsätzen zu gestalten, ge- 
genseitig anzuerkennen und Bürgern aller 
Mitgliedstaaten gleicher Zugang zu den Un- 
terrichtsgängen und Prüfungen zu gewähren. 

c) Die Freiheit des Dienstleistungsverkehrs auf 
dem Gebiete des Verkehrs ist herzustellen. 
Der internationale Verkehr aus oder nach 
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates und 
der Durchgangsverkehr sind für die Ver- 
kehrsunternehmen der Gemeinschaft keinen 
restriktiveren Kapazitätskontrollen zu un- 
terwerfen als der Binnenverkehr der ver- 
schiedenen Länder. Das gleiche gilt für die 
Zulassung von Verkehrsunternehmen der 
Gemeinschaft zum Verkehr innerhalb eines 
Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig 
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sind. Die Schiffahrtsfreiheit auf allen euro- 
päischen Binnenwasserstraßen ist für Unter- 
nehmen der Gemeinschaft zu gewährleisten 
und Drittländern im Wege der Gegenseitig- 
keit zuzugestehen. 

d) Die Beschränkungen, denen die Seeschiffahrt 
zwischen Häfen eines Mitgliedstaates durch 
Schiffe unter der Flagge anderer Mitglied- 
staaten unterliegt, sind aufzuheben. 

e) Eine gemeinsame Luftverkehrspolitik muß 
die Multilateralisierung der Verhandlungen 
über die Landerechte und Flugliniengestal- 
tung innerhalb der Gemeinschaft und im Ver- 
hältnis zu Drittländern herbeiführen. 

f) Die Zusammenarbeit der Eisenbahnen ist 
insbesondere durch Schaffung einer ständi- 
gen Dachorganisation der neun Staatseisen- 
bahnen zu fördern, in deren Rahmen eine 
immer weitergehende Harmonisierung der 
Tarife und Beförderungsbedingungen, eine 
Beseitigung des Frachtenbruchs an der Gren- 
ze in erster Linie für Massengüter, eine tech- 
nische Harmonisierung, gemeinsame Planung 
der Materialbeschaffung und die Abschaf- 
fung aller Behinderungen beim Grenzüber- 
gang, insbesondere durch Beschleunigung 
der Grenzabfertigung durch die verschiede- 
nen beteiligten Instanzen, anzustreben ist. 

/V. Maßnahmen während der ersten Stufe 

a) Der Ministerrat sollte während einer Tagung 
von ausreichender Dauer vor Mitte 1975 die 
von der Kommission in ihr Prioritätenpro- 
gramm aufgenommenen Vorschläge anneh- 
men, zu denen das Parlament bereits, teil- 
weise schon seit langem, seine Stellung- 
nahme abgegeben hat, nämlich: 

— Regelung des Gemeinschaftskontingents 
für den grenzüberschreitenden Straßen- 
verkehr. 

— Verhandlungsmandat bezüglich des Om- 
nibusverkehrs mit Drittländern. 

— Stillegungsordnung für Binnenschiffe. 

— Berufszulassungsregelungen und Nieder- 
lassungsfreiheit im Verkehr. 

— Ratifizierung des AETR und Ergänzung 
der Verordnung 543/69 (Sozialharmoni- 
sierung im Straßenverkehr). 

— Angleichung der Führerscheine. 

— Endgültige Festlegung der höchstzuläs- 
sigen Abmessungen und Gewichte für 
Lastkraftwagen. 

— Harmonisierung der Vorschriften über die 
technische Überwachung von Kraftfahr- 
zeugen. 

Commission Economique pour l'Europe, Comite des 
Transports Interieurs: „Accord Europeen relatif au 
travail des equipages des vehicules effectuant des 
Transports internationaux par Route (AETR)", Genf, 
19. Januar 1962. 


— Erster Schritt auf dem Weg zur Harmoni- 
sierung der Kraftfahrzeugsteuern. 

— Verabschiedung des Systems der Abgel- 
tung der Wegekosten. 

— Gemeinsame Regelung des finanziellen 
Verhältnisses zwischen den Staaten und 
den Eisenbahnen. 

— Erste Schritte zu einer gemeinsamen 
Luftverkehrspolitik. 

b) Die Kommission sollte bis Anfang 1975 Vor- 
schläge für die folgenden Maßnahmen vor- 
legen, damit diese vom Ministerrat vor 

Mitte 1975 angenommen werden können: 

— Ausbau des Infrastruktur-Konsultations- 
verfahrens mit dem Ziel, von bloßer In- 
formation zu ständiger Zusammenarbeit 
in Konsultationssitzungen zu kommen, 
gemeinsame Infrastrukturprogramme auf- 
zustellen und insbesondere für langfri- 
stig wirkende Investitionsentscheidun- 
gen, wie Kanaltunnel, Alpentunnel, Ein- 
führung neuer Verkehrstechniken, Um- 
schichtung des Personennahverkehrs auf 
öffentliche Verkehrsmittel usw., wirk- 
same gemeinsame Entscheidungsmecha- 
, nismen zu entwickeln. 

— Gesamtvorschlag für die Kapazitätskon- 
trolle im Straßenverkehr, insbesondere 
Ersetzung der bilateralen Kontingente 
durch das Gemeinschaftskontingent, Har- 
monisierung der Verfahren für die Kapa- 
zitätskontrolle des Straßenverkehrs in- 
nerhalb der Mitgliedstaaten und Verfah- 
ren für die Aufhebung der Kontingentie- 
rung, wobei die Möglichkeit der Wieder- 
einführung im Falle von Marktstörungen 
erhalten bleiben muß. 

— Gesamtvorschlag für die Kapazitätskon- 
trolle im Binnenschiffsverkehr, wobei, da 
die Stillegungsordnung allein das Pro- 
blem nicht in allen Konjunkturlagen lö- 
sen kann, ein gemeinschaftliches Verfah- 
ren für die Kapazitätskontrolle entworfen 
werden muß. 

— Gesamtvorschlag für die Preisregelung im 
Güterverkehr aller Verkehrsarten für 
Binnenverkehr und grenzüberschreiten- 
den Verkehr, wobei eine möglichst weit- 
gehende Freiheit der Preisbildung anzu- 
streben ist, jedoch einerseits die Preis- 
öffentlichkeit sichergestellt werden muß 
und andererseits gemeinsame Verfahren 
geschaffen werden müssen, die es er- 
möglichen, im Falle von Marktstörungen 
schnell und wirksam einzugreifen. 

— Ausdehnung der Sozialharmonisierung 
auf die Binnenschiffahrt und die Eisen- 
bahnen sowie auf den Luftverkehr und 
die Seeschiffahrt. 

— Erste Schritte auf dem Gebiet einer ge- 
meinsamen Seeschiffahrtspolitik. 
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c) Die Kommission sollte dem Ministerrat vor 
Ende 1975 zu folgenden Fragen offizielle 
Vorschläge vorlegen, damit der Ministerrat 
die entsprechenden Rechtsakte vor Mitte 
1976 vornehmen kann: 

— Verkehrssiciierheitsprogramm einschließ- 
licii eines Entwurfs für eine einheitliche 
europäische Straßenverkehrsordnung, in 
den die bisherigen Harmonisierungser- 
gebnisse der ECE und CEMT einzuarbei- 
ten sind. 

— Ausbau der Verkehrsstatistik zu einem 
Instrument der Verkehrspolitik, insbe- 
sondere bezüglich der Vorausschaupro- 
jekte im Rahmen der Infrastrukturpolitik 
und bezüglidi der Marktbeobachtung zur 
Kapazitäts- und Preisregelung. 

— Schaffung von gemeinsamen Finanzie- 
rungsinstrumenten für solche Infrastruk- 
turprojekte, bei denen das Gemein- 
sdiaftsinteresse das Interesse der betrof- 
fenen Staaten weit überschreitet, insbe- 
sondere bezüglich der Schließung von 
Lücken im Verkehrsnetz an den Binnen- 
grenzen der Gemeinschaft. 

— Gemeinsames Forschungsprogramm für 
neue Verkehrstechniken. 

— Gemeinsames Programm für die Förde- 
rung und Harmonisierung der Berufsaus- 
bildung für alle Verkehrsarten. 

V. Maßnahmen während der zweiten Stufe 

a) Gleichzeitig mit der Vorbereitung der Maß- 
nahmen, die während der ersten Stufe ange- 
nommen werden sollen, muß die Vorberei- 
tung der Maßnahmen für die zweite Stufe 
vorangetrieben werden, so daß der Minister- 
rat bereits vor Ende 1976 über einen genauen 
Zeitplan für die zweite Stufe entscheiden 
kann. 


b) Die in der zweiten Stufe zu ergreifenden 
Maßnahmen ergeben sich aus der Differenz 
zwischen dem obengenannten Zielkatalog 
und dem in der ersten Stufe erreichten Stand 
der gemeinsamen Verkehrspolitik. 

c) Es ist aber jetzt schon abzusehen, daß wäh- 
rend der zweiten Stufe insbesondere folgen- 
de Probleme gelöst werden müssen: 

— Endgültige Inkraftsetzung des Systems 
der Abgeltung der Wegekosten. 

— Harmonisierung der Kraftfahrzeugsteuern 
und der Mineralölsteuern. 

— Vervollständigung der technischen Har- 
monisierung der Verkehrsmittel. 

— Vervollständigung der gemeinsamen 
Luft- und Seeverkehrspolitik. 

d) Ziel muß jedenfalls sein, am Ende der zwei- 
ten Stufe den Zustand eines gemeinsamen 
Verkehrs^y Sterns zu erreichen; 

9. appelliert an die betroffenen Wirtschaftskreise 
und an die Regierungen sowie durch sie an die 
europäische Öffentlichkeit, künftig der Tatsache 
Rechnung zu tragen, daß das europäische Auf- 
bauwerk nicht weiter fortschreiten kann und 
daß sogar die schon bestehenden Teilerfolge 
wie die Zollunion in Gefahr kommen müssen, 
wenn sie nicht durch ein gemeinsames Verkehrs- 
system ergänzt werden, und daß deshalb die 
Verkehrspolitik nicht etwas ist, was nur den 
Verkehrsmarkt und die dort Tätigen betrifft, 
sondern weitreichende langfristige Auswirkun- 
gen auf alle Teile des Wirtschaftslebens und der 
Wirtschaftsunion hat; 

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung und den Ausschußbericht dem Rat und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
zu übermitteln. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3564 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . von der Mitteilung der Kommission an den Rat über die weitere Entwicklung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik — Drucksache 7/1472 — Kenntnis zu 
nehmen, 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften mit ihrer Mitteilung vom 24. Oktober 1973 und das 
Europäische Parlament mit seiner Entschließung vom 25. September 1974 
der weiteren Entwicklung einer zusammenhängenden gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik einen neuen Anstoß gegeben haben. 

11. Der Deutsche Bundestag billigt und unterstützt die Leitgedanken der in 
der Mitteilung und der Entschließung enthaltenen umfassenden Konzep- 
tion, insbesondere das Ziel der stufenweisen Errichtung eines gemein- 
schaftlichen Verkehrssystems. Die vielen vergeblichen Bemühungen um 
die Lösung von Einzelproblemen der gemeinsamen Verkehrspolitik in 
der Vergangenheit hüben gezeigt, daß ohne Einigkeit über verbindliche 
Zielvorstellungen die europäische Verkehrspolitik letztlich nicht ver- 
wirklicht werden kann. 

III. Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregierung, im Ministerrat 
darauf hinzuwirken, daß dieser sich die Leitgedanken zu eigen macht 
und die darauf beruhenden Vorschläge der Kommission zügig verab- 
schiedet. 


Bonn, den 16. April 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Börner 

Vorsitzender 


Mursch (Soltau-Harburg) 

Berichterstatter 



